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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung 
Gesetzesentwurf der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/3752      
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
die Kommunalen Landesverbände haben bereits im Rahmen der Anhörungen des Sonder-
ausschusses „Verfassungsreform“ zur Aufnahme weiterer Staatsziele in die Landesverfassung 
erhebliche Bedenken angemeldet. Auf den grundlegenden Schriftwechsel insbesondere zur 
LT-Drucksache 14/560 wird verwiesen (siehe Stellungnahme vom 22.09.1997 (Anlage)). 
 
Mit der Aufnahme des Art. 6a in die Landesverfassung Schleswig-Holstein, wonach Kinder 
und Jugendliche unter dem besonderen Schutz des Landes, der Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie der anderen Träger der öffentlichen Verwaltung stehen, wird nach unserer 
Auffassung ein neues „soziales Grundrecht“ geschaffen, dass unerfüllbare Erwartungen 
weckt, dessen Rechtsfolgen unabsehbar sind. Das würde dazu führen, dass die Landesver-
fassung als Rechtstext verwässert werden würde. 
 
Die aus Art. 6 GG („Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz des Staates“) ab-
geleitete Formulierung ist auf Rechtsinstitute bezogen und kann somit nicht ohne weiteres auf 
einzelne natürliche Personen übertragen werden. Dies hätte unabsehbare Folgen für evtl. 
Rechtsansprüche gegen die Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Hieraus würden neue soziale Mindeststandards mit nicht absehbaren Folgekosten drohen. Mit 
einer solchen derartig pauschalen und weitgehenden Schutzzuweisung wären die Gemeinden 
und Gemeindeverbände überfordert, da ihnen nicht nur die finanziellen Mittel für einen Ausbau 
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des Schutzes von Kindern und Jugendlichen fehlen, sondern auch die gesetzgeberischen 
Möglichkeiten.  
 
Unklar ist weiterhin, in welchem Verhältnis eine solche landesverfassungsrechtliche Vorschrift 
zum Art. 6 GG – Schutz der Familie – der einerseits der Institution Familie besondere Rechte 
und Pflichten zuschreibt, und zum höherrangigen Recht des SGB VIII stehen soll, das bundes-
rechtlich eine klare Aufgabenverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen vornimmt. 
 
Vor dem Hintergrund der oben genannten Bedenken lehnen wir die vorliegenden Änderungen 
in Art. 5 Abs. 2, Satz 2 und Art. 6 a der Landesverfassung Schleswig-Holstein ab. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. 
Jan-Christian Erps 
-Gf. Vorstandsmitglied- 
 








